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Neufassung der Studien- und Prüfungsordnung der Uni versität Konstanz für 
den Bachelor-Studiengang Politik- und Verwaltungswi ssenschaft (Political and 
Administrative Science) 
 
Vom 12. August 2010 

Aufgrund von § 34 Abs. 1 Satz 3 iVm § 19 Abs. 1 Nr. 9 Landeshochschulgesetz 
(LHG), hat der Senat der Universität Konstanz am 21. Juli 2010 die nachfolgende 
Neufassung der Prüfungs- und Studienordnung für den Bachelor-Studiengang Poli-
tik- und Verwaltungswissenschaft (Political and Administrative Science) beschlossen.  
 
Der Rektor der Universität Konstanz hat gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 Landeshoch-
schulgesetz am 12. August 2010 seine Zustimmung zu der Prüfungsordnung erteilt. 

U N I V E R S I T Ä T   K O N S T A N Z 
Prüfungs- und Studienordnung für den Bachelor-Studi engang  

Politik- und Verwaltungswissenschaft  
(Political and Administrative Science) 
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 Anhang 2: Studienablaufplan für den BA-Studiengang  Politik- 
und Verwaltungswissenschaft / Vertiefungsrichtung 
Umfrageforschung 

 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Zweck der Bachelor-Prüfung 
 
Die Bachelor-Prüfung bildet einen ersten wissenschaftlichen und berufsbefähigenden 
Abschluss im interdisziplinären, international ausgerichteten und praxisorientierten 
Studienfach Politik- und Verwaltungswissenschaft (Political and Administrative 
Science). Durch die Bachelor-Prüfung soll festgestellt werden, ob der Kandidat1 die 
grundlegenden Fachkenntnisse besitzt, um die Zusammenhänge des Faches zu ü-
berblicken und er in der Lage ist, neue Entwicklungen im Bereich von Politik und  
Verwaltung mit sozialwissenschaftlichen Theorien und Analyseansätzen zu erfassen 
und zu erklären.  
 
 

§ 2 Graduierung 
 
Aufgrund der bestandenen Bachelor-Prüfung wird der akademische Grad „Bachelor 
of Arts in Politik- und Verwaltungswissenschaft/ Political and Administrative Science“ 
verliehen (abgekürzt: „B.A.“).  
 
 

§ 3 Regelstudienzeit 
 

Die Regelstudienzeit beträgt sechs Fachsemester. 
 
 

§ 4 Struktur  
 
(1) Das Studienfach wird als wissenschaftliches Hauptfach mit den Kernbereichen 

Politikwissenschaft und Verwaltungswissenschaft studiert. Der Studiengang ist 
interdisziplinär angelegt. Neben den fachbezogenen Grundlagen werden Grund-
kenntnisse in weiteren Fächern sowie überfachliche berufsfeldorientierte Schlüs-
selqualifikationen als integrierte Bestandteile der Lehrveranstaltungen vermittelt. 

(2) Das Studium gliedert sich in ein Basisstudium von drei Semestern, eine berufs-
praktische Ausbildung (Arbeitsaufenthalt) von einem Semester und ein Vertie-
fungsstudium von zwei Semestern. 

(3) Das erste Studienjahr wird mit der Orientierungsprüfung abgeschlossen. Im An-
schluss an das Basisstudium folgt die berufspraktische Phase (Arbeitsaufenthalt)  
im vierten Semester. Das dritte Studienjahr schließt mit der Bachelor-Prüfung 
zum Ende des sechsten Semesters ab. 

(4) Die Prüfungsverwaltung kann aufgrund DV-gestützter Systeme erfolgen. Studie-
rende sind verpflichtet, regelmäßig und bei aktuellem Anlass sich über die ihr 
Prüfungsrechtsverhältnis betreffenden Daten und Mitteilungen zu informieren. 
Eventuelle Versäumnisse gehen zu Lasten des/der Studierenden.  

                                                           
1 Aus Gründen der Lesbarkeit sind in dieser Prüfungsordnung nicht männliche und weibliche Sprachform nebeneinander 
aufgeführt. Alle personenbezogenen Aussagen gelten stets für Frauen wie für Männer. Frauen können alle Amts-, Sta-
tus-, Funktions- und Berufsbezeichnungen, die in dieser Prüfungsordnung in der männlichen Sprachform verwendet 
werden, in der entsprechenden weiblichen Sprachform führen. 
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(5) Ein Auslandssemester ist erwünscht. Die während des Auslandssemesters an 
einer ausländischen Hochschule erbrachten Prüfungsleistungen werden gem. § 
8 Absatz 1 anerkannt. 

 (6) Das Studienfach kann mit der Vertiefungsrichtung „Umfrageforschung“ studiert 
werden.  

 
 

§ 4a Zulassung zur Vertiefungsrichtung Umfrageforsc hung 

(1)  Zur Vertiefungsrichtung Umfrageforschung können maximal 20 Studierende zu-
gelassen werden. Die Zulassung erfolgt auf Antrag an den Prüfungsausschuss. 
Die Antragsstellung soll nach Beendigung des ersten Fachsemesters erfolgen. 
Antragstermin ist der 31.03. für eine Aufnahme im Sommersemester (zweites 
Fachsemester). Eine spätere Antragsstellung ist möglich. Voraussetzung für eine 
spätere Antragstellung ist eine studienfachliche Beratung, die vor der Antrags-
stellung erfolgen muss. Antragstermine sind der 30.09. für eine Aufnahme im 
Wintersemester und der 31.03. für eine Aufnahme im Sommersemester. Der An-
trag ist auf amtlichem Vordruck einzureichen. 

(2)  Voraussetzung für die Antragsstellung ist das Bestehen der studienbegleitenden 
Prüfungsleistung „Methoden der empirischen Politik- und Verwaltungswissen-
schaft“, 

(3)  Gibt es mehr Antragssteller als Plätze in der Vertiefungsrichtung zur Verfügung 
stehen, werden auf der Grundlage der Note der Prüfungsleistung „Methoden der 
empirischen Politik- und Verwaltungsforschung“ eine Rangliste erstellt und die 
Plätze nach dieser Rangliste vergeben. Haben mehrere Studierende dieselbe 
Note, wird der Platz dem Antragsteller mit dem besseren Notendurchschnitt der 
Orientierungsprüfung (gem. § 18) zugeteilt. Haben mehrere Studierende diesel-
be Note bei der Prüfungsleistung „Methoden der empirischen Politik-  und Ver-
waltungsforschung“ sowie bei der Orientierungsprüfung, entscheidet das Los 
über die Platzvergabe.  

 
§ 5 Studienumfang 

Das für den erfolgreichen Abschluss des Studiums erforderliche Lehrangebot ent-
spricht mindestens 180 ECTS-Punkten (cr). 
 
 

§ 6 Prüfungsausschuss 

(1) Für die Durchführung und Organisation der Bachelor-Prüfung wird ein Prüfungs-
ausschuss gebildet. Der Prüfungsausschuss wird bei der Organisation von Prü-
fungen vom Zentralen Prüfungsamt unterstützt. Er trifft die im Rahmen der Prü-
fungsverfahren erforderlichen Entscheidungen nach Maßgabe der Prüfungsord-
nung, soweit in dieser Prüfungsordnung oder anderen Rechtsvorschriften nichts 
Abweichendes bestimmt ist. Der Prüfungsausschuss kann dem Vorsitzenden wi-
derruflich die Erledigung einzelner Aufgaben übertragen. Der Prüfungsaus-
schuss kann in einfach gelagerten Fällen seine Entscheidungen auch im Rah-
men eines elektronischen Umlaufverfahrens treffen.  

(2) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungs-
ordnung eingehalten werden. Der Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Re-
form des Studienplans und der Prüfungsordnung. 

(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus: 
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1. drei Hochschullehrern des Fachbereichs Politik- und Verwaltungswissen-
schaft, 

2. einem akademischen Mitarbeiter  des Fachbereichs Politik- und Verwal-
tungswissenschaft, 

3. zwei Studierenden des Fachbereichs Politik- und Verwaltungswissenschaft, 
mit beratender Stimme, 

4.  dem Sekretär des Prüfungsausschusses mit beratender Stimme als ständi-
ges Mitglied. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder gemäß Absatz 3 Nummer 1 und 2 beträgt zwei Jah-
re, die der studentischen Mitglieder ein Jahr. Die Bestellung erfolgt auf Vorschlag 
des Fachbereichsrats durch die Studienkommission. 

 
(5) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 

Stellvertreter aus der Gruppe der Hochschullehrer. 
 
(6) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, bei Prüfungen anwe-

send zu sein. 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Prüfer unterliegen der Amts-
verschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch 
den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

 
 

§ 7 Prüfer 
 
(1) Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer für die Abschlussarbeit. Er kann die 

Bestellung dem Vorsitzenden übertragen. 
 
(2) Zu Betreuern und Erstprüfern der Abschlussarbeit können in der Regel nur, 

Hochschullehrer und Privatdozenten bestellt werden. Satz 1 gilt entsprechend für 
akademische Mitarbeiter mit langjähriger erfolgreicher Lehrtätigkeit, denen der 
Fachbereichsrat die Prüfungsbefugnis übertragen hat. Akademische Mitarbeiter, 
Lehrbeauftragte und Lehrkräfte für besondere Aufgaben können nur dann aus-
nahmsweise zu Erstprüfern bestellt werden, wenn Hochschullehrer nicht in ge-
nügendem Ausmaß als Prüfer zur Verfügung stehen. Zu Zweitprüfern der Ab-
schlussarbeit können auch promovierte akademische Mitarbeiter bestellt werden, 
sofern sie nicht in einem dienstlichen Abhängigkeitsverhältnis zum jeweiligen 
Erstprüfer stehen. 

 
(3) Die studienbegleitenden Prüfungen werden von dem Leiter der jeweiligen Lehr-

veranstaltung abgenommen. 
 
 

§ 8 Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistunge n  und  
Prüfungsleistungen 

(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in Bachelorstudien-
gängen und/oder anderen Studiengängen einer Universität oder einer gleichge-
stellten deutschen oder ausländischen Hochschule werden auf schriftlichen An-
trag des Studierenden (unter Berücksichtigung der an der Universität Konstanz 
im Bachelor-Studiengang Politik- und Verwaltungswissenschaft für die betreffen-
de Leistung zu vergebenden Credits) anerkannt, soweit sie gleichwertig sind. 
Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzeiten, Studienleistungen und 
Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen den im Studien-
fach „Politik- und Verwaltungswissenschaft“ vorgeschriebenen Prüfungsleistun-
gen im Wesentlichen entsprechen. Der Studierende hat die für die Anerkennung 
erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Eine Anerkennung von Prüfungsleistun-
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gen, die vor einer Aufnahme des Studiums Politik- und Verwaltungswissenschaft 
an der Universität Konstanz erworben wurden, ist spätestens 12 Monate nach 
Aufnahme des Studiums zu beantragen. Anträge, die nach dieser Frist eingehen, 
werden nicht mehr berücksichtigt.  

 
(2) Bei der Anerkennung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistun-

gen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind die 
von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äqui-
valenzvereinbarungen, sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartner-
schaften zu beachten. 

 
(3) Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen in staatlich aner-

kannten Fernstudien, in staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien 
und Fachhochschulen gilt Absatz 1 entsprechend. 

 
(4)  Die Anerkennung von Teilen der Bachelor-Prüfung kann versagt werden, wenn 

die Anzahl der durch Anerkennung erlangten ECTS-Credits die Zahl 60 über-
steigt  und/oder die Abschlussarbeit anerkannt werden müsste.  

 
(5) Werden Studien- und Prüfungsleistungen anerkannt, sind die Noten - soweit die 

Notensysteme vergleichbar sind - zu übernehmen und nach Maßgabe dieser 
Prüfungsordnung in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unver-
gleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden" (4,0) aufgenommen. 

 
(6) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten sowie Berufsausbildungen, die vor 

Studienbeginn erbracht wurden, können auf schriftlichen Antrag des Studieren-
den als Äquivalenz oder Teiläquivalenz für den Arbeitsaufenthalt anerkannt wer-
den. Eine berufspraktische Tätigkeit, die vor Studienbeginn erbracht wurde, kann 
nur dann anerkannt werden, wenn Sie einen Umfang von mindestens 8 Wochen 
hat. Der Studierende hat die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen vor-
zulegen. Zur Äquivalenzanerkennung ist ein Berichtsverfahren einzuhalten. 

 
(7) Entscheidungen nach Absatz 1 bis 5 trifft der Prüfungsausschuss im Zusam-

menwirken mit den jeweiligen Fachvertretern.  
 
 

§ 9 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverst oß, Schutzfristen 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet, wenn der 
Kandidat einen Prüfungstermin ohne triftige Gründe versäumt oder wenn er nach 
Beginn der Prüfung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. Dasselbe 
gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen 
Bearbeitungszeit erbracht wird, es sei denn, der Kandidat hat die Fristüber-
schreitung nicht zu vertreten. 

(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem 
Prüfungsausschuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht 
werden. Bei Krankheit des Kandidaten oder eines von ihm überwiegend allein zu 
versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen ist ein ärztliches At-
test (unter Verwendung des entsprechenden Vordrucks des Ständigen Prü-
fungsausschusses StPA)  vorzulegen. Werden die Gründe anerkannt, so wird 
ein neuer Termin anberaumt. Die bereits vorliegenden Prüfungsergebnisse sind 
in diesem Fall anzurechnen.  

(3) Versucht der Kandidat, das Ergebnis seiner Prüfungsleistung durch Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffen-
de Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet.  
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(4) Ein Kandidat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von 
dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden von der Fortsetzung der Prüfungs-
leistung ausgeschlossen werden; in diesem Fall gilt die betreffende Prüfungsleis-
tung als mit „nicht ausreichend" (5,0) bewertet.  

(5) Über die Folgen eines ordnungswidrigen Verhaltens, namentlich eines Täu-
schungsversuchs entscheidet der Prüfungsausschuss. Er kann unter Berück-
sichtigung der Schwere des Verstoßes folgende Entscheidungen treffen: 

1. Wiederholung einzelner oder mehrerer Prüfungsleistungen, 
2. Bewertung der Prüfungsleistungen, auf die sich das ordnungswidrige Ver-

halten bezieht, mit „nicht ausreichend“ (5,0) und entsprechende Einbezie-
hung in die Ermittlung der Noten oder 

3. Erklärung der Prüfung oder des Prüfungsteils als nicht bestanden. 
4. In besonders schwerwiegenden Fällen kann der Prüfungsausschuss den 

Kandidaten von der Wiederholungsprüfung ausschließen.  

(6) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben. 

 
(7) Der Kandidat kann innerhalb einer Frist von acht Tagen verlangen, dass die Ent-

scheidungen nach Absatz 3 und 4 vom Prüfungsausschuss überprüft werden. 
Belastende Entscheidungen des Prüfungsausschusses sind dem Kandidaten 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen. 

(8) Auf Antrag einer Kandidatin sind die Mutterschutzfristen, wie sie im jeweils gülti-
gen Gesetz zum Schutz der erwerbstätigen Mutter (MuSchG) festgelegt sind, 
entsprechend zu berücksichtigen. Dem Antrag sind die erforderlichen Nachweise 
beizufügen. Die Mutterschutzfristen unterbrechen jede Frist nach dieser Prü-
fungsordnung; die Dauer des Mutterschutzes wird nicht in die Frist eingerechnet. 

(9) Gleichfalls sind die Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des jeweils gültigen 
Gesetzes über die Gewährung von Elterngeld und Elternzeit (BEEG) auf Antrag 
zu berücksichtigen. Der Kandidat muss spätestens vier Wochen vor dem Zeit-
punkt, von dem ab er die Elternzeit antreten will, dem Prüfungsausschuss unter 
Beifügung der erforderlichen Nachweise schriftlich mitteilen, für welchen Zeit-
raum oder für welche Zeiträume er Elternzeit in Anspruch nehmen will. Der Prü-
fungsausschuss hat zu prüfen, ob die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, 
die bei einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf Elternzeit nach dem BEEG aus-
lösen würden, und teilt dem Kandidaten das Ergebnis sowie ggf. die neu festge-
setzten Prüfungsfristen unverzüglich mit. Die Bearbeitungsfrist der schriftlichen 
Arbeit der Bachelor-Prüfung kann nicht durch die Elternzeit unterbrochen wer-
den. Die gestellte Arbeit gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf der Elternzeit erhält 
der Kandidat ein neues Thema. 

(10) Studierende, die über Abs. 9 hinausgehend Familienpflichten wahrzunehmen 
haben, können ebenfalls die Verlängerung von Fristen nach dieser Prüfungs-
ordnung beantragen. Dem Antrag sind die erforderlichen Nachweise beizufü-
gen.  
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II. Studienleistungen 
 

§ 10 Berufspraktische Ausbildung (Arbeitsaufenthalt ) 

(1) Als Studienleistung ist eine sechsmonatige berufspraktische Ausbildung (Ar-
beitsaufenthalt/ 30 cr) in der Regel unmittelbar nach dem Basisstudium abzuleis-
ten. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(2) Die Wahl der Arbeitsaufenthaltsstelle im In- bzw. Ausland erfolgt im Einverneh-
men mit dem Beauftragten für den Arbeitsaufenthalt, der auf Vorschlag des 
Fachbereichs vom Rektor ernannt wird. Der Beauftragte ist für die Betreuung der 
Studierenden während des Arbeitsaufenthaltes verantwortlich. 

(3) Studierende, die eine Berufstätigkeit mit internationaler Orientierung anstreben 
bzw. einen weiteren wissenschaftlichen Abschluss in einem auslandsbezogenen 
Studiengang erwerben wollen, sind gehalten, den Arbeitsaufenthalt im Ausland 
abzuleisten. 

(4)  Studierende, welche die Vertiefungsrichtung Umfrageforschung gewählt haben, 
sind gehalten, den Arbeitsaufenthalt an wissenschaftlichen Instituten zu absol-
vieren, die sich mit den Bereichen Marktforschung, Umfrageforschung, Evaluati-
ons- und Einstellungsforschung beschäftigen. Die Wahl der Arbeitsaufenthalts-
stelle erfolgt im Einvernehmen mit den für die Vertiefungsrichtung verantwortli-
chen Professoren.  

(5) Zum Arbeitsaufenthalt ist ein Berichtsverfahren einzuhalten. Nach ordnungsge-
mäßer Ableistung wird ein Anerkennungsbogen ausgestellt.  

 

 

III. Studienbegleitende Prüfungsleistungen 
 

§ 11 Art der studienbegleitenden Prüfungsleistungen  

(1) Studienbegleitende Prüfungsleistungen sind schriftlich als Hausarbeit oder in 
Form einer mindestens neunzigminütigen Klausur zu erbringen. Klausuren kön-
nen auch in Form von Antwort-Wahl-Verfahren (Multiple Choice) durchgeführt 
werden. Die Bewertung der Klausuren in Form des Antwort-Wahl-Verfahrens er-
gibt sich aus Absatz 2. Eine studienbegleitende Prüfungsleistung kann sich auch 
aus mehreren Teilleistungen zusammensetzen. In diesem Fall können neben ei-
ner Klausur oder einer Hausarbeit andere Prüfungsformen wie z.B. Kurztests, 
Referate etc. durchgeführt werden. Der Leiter der Lehrveranstaltung gibt zu Be-
ginn die Art der Prüfungsleistungen und die Zusammensetzung der Gesamtnote 
für die Veranstaltung bekannt. Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn der 
gewichtete Durchschnitt aller Teilleistungen mindestens ausreichend ist. Einzelne 
Teilleistungen können nicht gesondert wiederholt werden, sondern nur im Rah-
men der Wiederholung der gesamten Prüfungsleistung gem. § 28.  
Hausarbeiten müssen im Wintersemester bis zum 15. März und im Sommerse-
mester bis zum 15. September eingereicht werden, es sei denn der Studierende 
hat die Fristüberschreitung nicht zu vertreten. 

(2) Bei Klausuren im Antwort-Wahl-Verfahren ist die Vergabe von 1/2 Punkten nicht 
möglich. Falls die Frage Mehrfachantworten verbietet, sind Mehrfachantworten 
unzulässig und werden nicht gewertet. Eine Klausur nach dem Antwort-Wahl-
Verfahren ist bestanden, wenn die absolute Bestehensgrenze oder die relative 
Bestehensgrenze erreicht wird. Die absolute Bestehensgrenze liegt bei 50% der 
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in der jeweiligen Klausur erreichbaren Höchstpunktzahl. Die relative Bestehens-
grenze ergibt sich aus der durchschnittlichen Punktzahl derjenigen Prüflinge, die 
erstmals an der Prüfung teilgenommen haben, abzüglich 10 Prozent. Die relative 
Bestehensgrenze ist nur dann zu berücksichtigen, wenn sie unterhalb der abso-
luten Bestehensgrenze liegt und wenn eine statistisch relevante Anzahl von Prüf-
lingen zu ihrer Ermittlung vorhanden ist. Eine nicht ganzzahlige Bestehensgrenze 
wird zu Gunsten der Studierenden gerundet. Im Übrigen ist eine Prüfung bestan-
den, wenn die Note mindestens „ausreichend“ (4,0) lautet.  

Bei einer Prüfungsleistung nach dem Antwort-Wahl-Verfahren, bei der die Min-
destpunktzahl (= relative Bestehensgrenze, soweit diese einen geringeren Wert 
hat, oder absolute Bestehensgrenze) erworben worden ist, lautet die Note:  

1,0, wenn zusätzlich mindestens 90 % 
1,3, wenn zusätzlich mindestens 80 %, aber weniger als 90 % 
1,7, wenn zusätzlich mindestens 70 %, aber weniger als 80 % 
2,0, wenn zusätzlich mindestens 60 %, aber weniger als 70 % 
2,3, wenn zusätzlich mindestens 50 %, aber weniger als 60 % 
2,7, wenn zusätzlich mindestens 40 %, aber weniger als 50 % 
3,0, wenn zusätzlich mindestens 30 %, aber weniger als 40 % 
3,3, wenn zusätzlich mindestens 20 %, aber weniger als 30 % 
3,7, wenn zusätzlich mindestens 10 %, aber weniger als 20 % 
4,0, wenn zusätzlich keine, aber weniger als 10 % 

 
der über die Mindestpunktzahl hinausgehenden möglichen Punkte erreicht wor-
den ist. Eine nicht ganzzahlige Notengrenze wird zu Gunsten der Studierenden 
gerundet.  
Die Note lautet 5,0, wenn die Mindestpunktzahl nicht erreicht worden ist.  
Wird die Prüfung nur zu einem Teil nach dem Antwort-Wahl-Verfahren durchge-
führt, sind für die jeweiligen Teile Noten zu bilden. Für den Teil nach dem Ant-
wort-Wahl-Verfahren gelten die vorhergehenden Ausführungen entsprechend. 

Für die Aufgabenstellung und die Auswertung ist der Leiter der jeweiligen Lehr-
veranstaltung verantwortlich.  

(3) Macht ein Kandidat durch Vorlage eines ärztlichen Attestes glaubhaft, dass er 
wegen länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beschwerden nicht in 
der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 
abzulegen, so gestattet ihm der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, die Prü-
fungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleichwertige 
Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Entsprechendes gilt für 
Studienleistungen. 

 
 

§ 12 Anmeldung und Zulassung zu studienbegleitenden  Prüfungen 

(1) Zu den studienbegleitenden Prüfungen muss sich der Kandidat anmelden. Die 
Termine für die Anmeldung legt der Prüfungsausschuss fest und gibt sie unter 
Angabe einer Ausschlussfrist durch Aushang bekannt. Für die Prüfungen der O-
rientierungsprüfung erfolgt eine automatische Anmeldung. Für die Wiederho-
lungsprüfung erfolgt eine automatische Anmeldung, wenn für den ersten Prü-
fungstermin eine Anmeldung erfolgte und der Erstversuch nicht bestanden oder 
aufgrund von Krankheit oder anderer anerkannter Gründe nicht wahrgenommen 
wurde. 

(2) Wird eine Prüfung ohne Anmeldung absolviert, so wird die Prüfung unabhängig 
vom Resultat als ungültig betrachtet und nicht als Versuch gewertet. 
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(3) Mit der Anmeldung zur ersten studienbegleitenden Prüfung muss der Kandidat 
beim Prüfungsausschuss die Zulassung zu den studienbegleitenden Prüfungen 
beantragen. 

(4) Zu den studienbegleitenden Prüfungen kann nur zugelassen werden, wer 

a) im Bachelor-Studiengang Politik- und Verwaltungswissenschaft an der Uni-
versität Konstanz immatrikuliert ist und 

b) seinen Prüfungsanspruch in diesem Bachelor-Studiengang nicht verloren 
hat. 

(5) Dem Zulassungsantrag ist der Immatrikulationsnachweis beizufügen. 

(6) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. Er kann die Entschei-
dung dem Vorsitzenden übertragen. Falls der Studierende nicht zugelassen 
werden kann, wird ihm dies schriftlich vom Prüfungssekretariat mitgeteilt; die Ab-
lehnung ist mit einer Begründung zu versehen. 

(7) Die Zulassung darf nur abgelehnt werden, wenn die in Absatz 4 genannten Vor-
aussetzungen nicht erfüllt sind. 

 

§ 13 Studienbegleitende Prüfungstermine 

(1) In jedem Semester werden in der Regel zwei Prüfungstermine für schriftliche 
Prüfungen (Klausuren) angeboten, von denen der erste am Ende der Vorle-
sungszeit eines Semesters und der zweite zu Beginn oder kurz vor Beginn der 
Vorlesungszeit des folgenden Semesters liegt. Zwischen Bekanntgabe des Prü-
fungsergebnisses einer Klausur der Erstprüfung und der Wiederholungsprüfung 
müssen mindestens vier Wochen liegen. In Lehrveranstaltungen, die regelmäßig 
jedes Semester angeboten werden, kann die zweite Prüfungsmöglichkeit entfal-
len. In diesen Fällen ist die Klausur am Ende der Vorlesungszeit des folgenden 
Semesters als Wiederholungsprüfung wahrzunehmen. 

(2) Handelt es sich bei einer Prüfungsleistung um einen Teil der Orientierungsprü-
fung oder um eine Prüfungsleistung des Vertiefungsstudiums, so muss der erste 
Prüfungstermin wahrgenommen werden.  

(3) Bei allen anderen Prüfungsleistungen des Basisstudiums steht es den Studie-
renden frei, den ersten Termin am Ende des Semesters oder den zweiten Ter-
min zu Beginn des darauf folgenden Semesters als ersten Prüfungstermin zu 
wählen. Wird der zweite Termin gewählt, so muss im Falle des Nichtbestehens 
die Prüfung zum nächstmöglichen Termin wiederholt werden, es sei denn der 
Studierende hat die Fristüberschreitung nicht zu vertreten.  

 
 

§ 14 Bewertung der studienbegleitenden Prüfungsleis tungen 

(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen (Einzelnoten) werden von den 
jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen sind 
folgende Noten zu verwenden: 

1 = sehr gut =  eine hervorragende Leistung 
2 = gut =  eine Leistung, die erheblich über dem Durch- 

schnitt liegt 
3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforder- 

ungen entspricht 
4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den An-

forderungen genügt 
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5 = nicht ausreichend  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 
den Anforderungen nicht mehr genügt 

(2) Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen sind Zwischenwerte durch 
Erniedrigen oder Erhöhen der Notenwerte um 0,3 zulässig. Dabei sind die Note 
0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 ausgeschlossen. 

(3) Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfern bewertet, so errechnet sich 
deren Note aus dem Durchschnitt der Noten der Prüfer. Bei der Bildung der No-
ten für einzelne Prüfungsleistungen wird nur die erste Dezimalstelle hinter dem 
Komma berücksichtigt. Alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. 

Die so errechnete Prüfungsnote lautet: 

Bei einem Durchschnitt bis   1,3   = ausgezeichnet 
bei einem Durchschnitt über 1,3 bis 1,5  = sehr gut 
bei einem Durchschnitt über 1,5 bis 2,5  = gut 
bei einem Durchschnitt über 2,5 bis 3,5  = befriedigend 
bei einem Durchschnitt über 3,5 bis 4,0  = ausreichend 
bei einem Durchschnitt über 4,0  = nicht ausreichend. 

(4) Für die einzelnen Module werden Gesamtnoten gebildet. Die Note eines Moduls 
errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungsleistungen 
in diesem Modul. Bei der Bildung der Note wird nur die erste Dezimalstelle hinter 
dem Komma berücksichtigt. Alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen.  

(5) Für die Berechnung der Gesamtnote gilt Absatz 3 Sätze 1 bis 3 analog iVm § 26 
Abs. 3. Für die Bildung der Gesamtnote gilt die Notenskala gem. Absatz 1 ent-
sprechend. Die Gesamtnote wird jeweils mit einer Dezimalstelle ausgewiesen. 

 
 

§ 15 Vergabe von ECTS-Credits 

(1) ECTS-Credits (cr) für studienbegleitende Prüfungsleistungen sind nur dann zu 
vergeben, wenn die für die jeweilige Veranstaltung erforderlichen Leistungen er-
folgreich erbracht wurden. 

(2) Der Arbeitsaufenthalt gemäß § 10 wird mit 30 ECTS-Credits verrechnet. 

(3) Die Abschlussarbeit gemäß § 26 wird mit 12 ECTS-Credits verrechnet. 
 
 

§ 16 Lehr- und Prüfungssprachen 

(1) Lehrveranstaltungen können auch in anderen Sprachen als Deutsch abgehalten 
werden. 

(2) Prüfungsleistungen können mit Zustimmung der Prüfer auch in anderen Spra-
chen als Deutsch erbracht werden. 
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IV. Studium, Prüfungen und Fristen für das Ablegen der Prüfungen 
 

A. Orientierungsprüfung 

 
§ 17 Zweck der Orientierungsprüfung 

Der Studierende hat in der Orientierungsprüfung nachzuweisen, dass er sich grund-
legende Kenntnisse und Fähigkeiten in Politik- und Verwaltungswissenschaft ange-
eignet hat und somit für diesen Studiengang grundsätzlich geeignet ist.  
 
 

§ 18 Inhalt, Art und Umfang der Orientierungsprüfun g 

(1) Die Orientierungsprüfung ist ein vorgezogener Bestandteil der Bachelor-Prüfung. 
Zur Orientierungsprüfung gehören folgende drei Prüfungsleistungen:  

• Methoden der empirischen Politik- und Verwaltungsforschung (im 1. Semes-
ter); 

• Das politische System Deutschlands (im 1. Semester); 
• Personal und Organisation (im 1. Semester).  

(2) Die Lehrveranstaltungen der Orientierungsprüfung müssen im ersten Studienjahr 
belegt werden und die entsprechenden Prüfungsleistungen sind bis spätestens 
zum Ende des zweiten Semesters erfolgreich abzulegen. 

(3) Diese Prüfungsleistungen können, sofern sie nicht bestanden sind, zum nächst-
möglichen Termin einmal wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist aus-
geschlossen. Ist die Orientierungsprüfung bis zum Ende des dritten Semesters 
einschließlich etwaiger Wiederholungen nicht abgeschlossen, so erlischt der 
Prüfungsanspruch, es sei denn, der Studierende hat die Fristüberschreitung 
nicht zu vertreten. In diesem Fall gewährt der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses dem Studierenden auf schriftlichen Antrag eine Verlängerung der Frist, 
innerhalb der die Orientierungsprüfung abzulegen ist. Der Antrag auf Verlänge-
rung der Frist muss bis spätestens zum Ende des dritten Semesters beim Prü-
fungsausschuss eingereicht sein. Etwaige weitere Anträge müssen bis zum En-
de des jeweiligen Wintersemesters dem Prüfungsausschuss vorliegen. Liegt der 
Antrag nicht bis zum entsprechenden Termin vor, erlischt der Prüfungsanspruch, 
es sei denn, der Studierende hat die Fristüberschreitung nicht zu vertreten. 

(4)  Wer die Orientierungsprüfung nicht bis zum Ende des zweiten Semesters abge-
legt hat, muss an einer Studienberatung teilnehmen. 

(5)  Die Regelungen der Absätze 1 bis 4 gelten auch für die Vertiefungsrichtung Um-
frageforschung. 

 
 

B. Basisstudium 

 
§ 19 Zweck des Basisstudiums 

Der Studierende soll im Basisstudium durch den Nachweis der erforderlichen Prü-
fungsleistungen zeigen, dass er die für die erfolgreiche Weiterführung des Studiums 
notwendigen fachlichen und methodischen Grundlagen erworben hat. 
 
 



 

 
14

§ 20 Inhalt, Art und Umfang des Basisstudiums 

(1) Im Basisstudium sind vierzehn schriftliche, mit mindestens der Note „ausrei-
chend“ bewertete Prüfungsleistungen in vier Modulen zu erbringen: 

 
Modul 1: Methodenlehre  

Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 

1. Methoden der empirischen Politik- und Verwaltungsforschung (8 cr) 
2. Statistik I (8 cr) 

Modul 2: Politikwissenschaft 
Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 

3. Staats- und Demokratietheorie (8 cr) 
4. Einführung in die Policy-Analyse (6 cr) 
5. Das politische System Deutschlands (6 cr) 
6. Analyse und Vergleich politischer Systeme (6 cr)  
7. Internationale Politik und Europäische Integration (8 cr)  
8. Proseminar: Politikwissenschaft (6 cr) 

 

Modul 3: Verwaltungswissenschaft/Managementlehre 

Für jeden der folgenden Kurse ist eine Prüfungsleistung zu erbringen: 

  9. Personal und Organisation (6 cr) 
10. Strategie und Führung (6 cr) 
11. Einführung in die Verwaltungswissenschaft (6 cr) 
12. Proseminar: Verwaltungswissenschaft/Managementlehre (6 cr) 

 

Modul 4a: Wirtschaftspolitische / Rechtliche Grundl agen 

Studierende, welche nicht die Vertiefungsrichtung Umfrageforschung gewählt 
haben, müssen im Modul 4  Prüfungsleistungen in folgenden Kursen erbringen: 

13. Einführung in die Volkswirtschaftslehre (8 cr) 
14. wahlweise: Haushalt und Finanzen (6cr) oder Öffentliches Recht (6 cr) 
 

Modul 4b: Grundlagen der Umfrageforschung 

Studierende, die in der Vertiefungsrichtung Umfrageforschung zugelassen sind, 
müssen im Modul 4  Prüfungsleistungen in folgenden Kursen erbringen: 

13. Einführung in die Mess- und Testtheorie in den Sozialwissenschaften (6cr) 
14. Stichprobentheorie mit Übung (6 + 2 cr) 
 

(2) Diese Prüfungsleistungen sollen - mit Ausnahme der zur Orientierungsprüfung 
gemäß § 18 gehörenden Prüfungsleistungen – bis zum Ende des dritten Semes-
ters abgelegt werden. Wer diese Prüfungsleistungen einschließlich etwaiger 
Wiederholungen nicht bis zum Ende des fünften Semesters bestanden hat, muss 
an einer Studienberatung teilnehmen. 
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C. Bachelor-Prüfung (Abschlussprüfung) 
 
 

§ 21 Zweck der Bachelor-Prüfung 

Die Bachelor-Prüfung bildet einen ersten wissenschaftlichen und berufsbefähigenden 
Abschluss im interdisziplinären und praxisorientierten Studienfach Politik- und Ver-
waltungswissenschaft (Political and Administrative Science). Durch die Bachelor-
Prüfung soll festgestellt werden, ob der Kandidat die grundlegenden Fachkenntnisse 
besitzt, um die Zusammenhänge des Faches zu überblicken und er in der Lage ist, 
neue Entwicklungen im Bereich von Politik und  Verwaltung mit sozialwissenschaftli-
chen Theorien und Analyseansätzen zu erfassen und zu erklären.  
 
 

§ 22 Inhalt, Art und Umfang der Bachelor-Prüfung 

Die Bachelor-Prüfung besteht aus drei Teilen. In Teil I sind für die insgesamt vier-
zehn studienbegleitende Prüfungsleistungen des Basisstudiums gemäß § 20 zu er-
bringen; in Teil II sind insgesamt sieben studienbegleitende Prüfungsleistungen des 
Vertiefungsstudiums gemäß § 24 zu erbringen; Teil III ist gemäß § 25 die schriftliche 
Abschlussarbeit. 
 
 

§ 23 Anmeldung und Zulassung zu Teil II und Teil II I der Abschlussprüfung 

(1) Voraussetzung für die Zulassung zu Teil II der Abschlussprüfung sind die Prü-
fungsleistungen gem. § 20 und der Arbeitsaufenthalt gem. § 10. Über Ausnah-
men entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Absolvierung von Prüfungsleistun-
gen des Vertiefungsstudiums gemäß § 24 ist möglich, wenn höchstens drei Prü-
fungsleistungen des Basisstudiums fehlen. In begründeten Ausnahmefällen ist 
ein Besuch von Veranstaltungen des Vertiefungsbereichs möglich, wenn mehr 
als drei Prüfungsleistungen des Basisstudiums fehlen. In diesem Fall ist die Zu-
stimmung des Leiters der Lehrveranstaltung und die Genehmigung durch den 
Prüfungsausschuss notwendig. § 8 Abs. 1 bleibt durch § 23 Abs. 1 unberührt. 

(2) Die Anmeldung zu den studienbegleitenden Prüfungsleistungen erfolgt gem. § 
12 Abs. 1. § 12 Abs. 2 bleibt unberührt.  

(3) Die Termine für die Anmeldung legt der Prüfungsausschuss fest und gibt sie un-
ter Angabe einer Ausschlussfrist durch Aushang bekannt. 

(4) Voraussetzung für die Zulassung zu Teil III der Abschlussprüfung ist das Vorlie-
gen von mindestens 4 Prüfungsleistungen des Vertiefungsstudiums. Über Aus-
nahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. Weitere Zulassungsvoraussetzung 
für die Abschlussarbeit ist ein Exposé (im Umfang von 2 bis 5 Seiten), welches 
sich mit der Themenstellung der Arbeit auseinandersetzt. Das Exposé ist dem 
vorgesehenen Erstgutachter vor Beginn der Anmeldefrist vorzulegen. Dieser ist 
verpflichtet, dem Antragsteller innerhalb der ersten 14 Tage der Anmeldefrist ei-
ne Rückmeldung zu geben. Erst nach einer positiven Begutachtung des Exposés 
ist er berechtigt, den Antrag auf Anmeldung der Bachelor-Arbeit zu unterzeich-
nen. 

(5)  Die Zulassung erfolgt mit der Auflage, dass der Studierende bis zur Erbringung 
der letzten Prüfungsleistung einschließlich einer ggf. erforderlichen Wiederho-
lung an der Universität Konstanz immatrikuliert ist. Die Immatrikulation ist ggf. 
durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung nachzuweisen. 
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§ 24 Teil II der Abschlussprüfung (studienbegleiten de Prüfungsleistungen) 

Teil II der Abschlussprüfung besteht aus insgesamt sieben schriftlichen Prüfungsleis-
tungen, die studienbegleitend während des Vertiefungsstudiums in den Modulen 5 
und 6 abzulegen sind: 

Modul 5: Politikwissenschaft und Verwaltungswissens chaft  
(Vertiefungsmodul 1) 

Das Modul 5 besteht aus den drei Anwendungsbereichen: 

1. Internationale und vergleichende Politik  
2. Policy-Analyse und Politische Organisationen  
3. Verwaltungswissenschaft und Managementlehre  

Im Modul 5 sind insgesamt vier Prüfungsleistungen aus den drei Anwendungsbe-
reichen  „Internationale und vergleichende Politik“, „Policy-Analyse und Politische 
Organisationen“ sowie „Verwaltungswissenschaft und Managementlehre“ zu 
erbringen. In jedem dieser Anwendungsbereiche ist mindestens eine Prüfungs-
leistung in Form einer Hausarbeit zu absolvieren. Wahlweise können in einem 
der Anwendungsbereiche zwei Prüfungsleistungen erbracht werden. Insgesamt 
müssen im Modul 5 24 cr nachgewiesen werden. Mindestens eine Prüfungsleis-
tungen aus Modul 5 ist in englischer Sprache abzulegen und in einer englisch-
sprachigen Veranstaltung zu erwerben. Alternativ kann im Modul 6 (Wahlpflicht-
bereich) eine englischsprachige Veranstaltung angerechnet werden, sofern diese 
aus dem Angebot des Fachbereichs Politik- und Verwaltungswissenschaft 
stammt.  
 

Modul 6a: Wahlpflichtbereich (Vertiefungsmodul 2) 

Studierende, die nicht die Vertiefung Umfrageforschung gewählt haben, müssen 
im Modul 6 mindestens drei geeignete, schriftliche Prüfungsleistungen wahlweise 
aus dem Lehrangebot der Fächer Informationswissenschaft, Politikwissenschaft, 
Soziologie, Verwaltungswissenschaft, Psychologie, Geschichte, Philosophie, 
Wirtschaftswissenschaft oder Rechtswissenschaft erbringen. Im Wahlbereich 
(Modul 6) müssen insgesamt mindestens 18 cr nachgewiesen werden. Davon 
dürfen höchstens 3 cr aus dem universitären Angebot der Schlüsselqualifikatio-
nen stammen. Die Leistungsnachweise müssen auf einer schriftlichen Arbeit be-
ruhen. Wenn im Vertiefungsmodul 2 (Wahlpflichtbereich) 18 cr überschritten 
werden, können keine weiteren Kurse in diesem Modul angerechnet werden. Bei 
Äquivalenzanerkennungen von Kursen aus dem Ausland können pro Kurs ma-
ximal 8 cr angerechnet werden. 
 
Modul 6b: Umfrageforschung (Vertiefungsmodul 2) 

Studierende, die in der Vertiefungsrichtung Umfrageforschung zugelassen sind, 
belegen im Modul 6 drei Vertiefungsseminare aus dem Bereich der Umfragefor-
schung. Die Seminare werden mit jeweils 6 cr verbucht. Ein Wahlpflichtbereich 
ist in der Vertiefungsrichtung Umfrageforschung nicht vorgesehen. Wenn in der 
Vertiefungsrichtung Umfrageforschung 18 cr überschritten werden, können keine 
weiteren Kurse in diesem Modul angerechnet werden.  
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§ 25 Teil III der Abschlussprüfung (schriftliche Ab schlussarbeit) 

(1) Für die Abschlussarbeit ist eine Anmeldung erforderlich. Die Anmeldefristen wer-
den vom Prüfungsausschuss festgelegt und bekannt gegeben. Der Prüfungs-
ausschuss vergibt auf der Grundlage der Anmeldung das Thema der Abschluss-
arbeit und teilt die Prüfer zu. Die Bearbeitungszeit beträgt ab Vergabe des The-
mas sechs Wochen. Der Vergabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen.  

(2) Thema, Aufgabenstellung und Umfang sind so zu begrenzen, dass die Bearbei-
tungsfrist eingehalten werden kann. Gruppenarbeiten sind ausgeschlossen. Der 
Umfang sollte 10 000 Wörter nicht überschreiten. Für die Abschlussarbeit wer-
den 12 cr vergeben. 

(3) Mit der Abschlussarbeit kann bereits in dem Semester begonnen werden, in dem 
vier Prüfungsleistungen des Vertiefungsstudiums vorliegen. Die fehlenden Prü-
fungsleistungen sowie das Bachelor-Kolloquium müssen dann im selben Semes-
ter wie die Bachelor-Arbeit absolviert werden. Über Ausnahmen entscheidet der 
Prüfungsausschuss. Ist Teil II der Abschlussprüfung abgeschlossen und keine 
Anmeldung zur Abschlussarbeit erfolgt, so vergibt der Prüfungsausschuss das 
Thema der Abschlussarbeit und teilt die Prüfer zu. 

(4) Vor der Abgabe der Abschlussarbeit muss ein Bachelor-Kolloquium des Fachbe-
reichs besucht werden. Dort ist ein Referat zum Thema der Abschlussarbeit zu 
halten. Diese mündliche Leistung wird mit 2 cr bewertet, jedoch nicht benotet 

(5) Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb einer Woche nach Ausgabe zu-
rückgegeben werden. An den Kandidaten ist unverzüglich ein neues Thema zu 
vergeben. 

(6) Kann der Kandidat aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen die Arbeit nicht in 
der vorgegebenen Frist bearbeiten, so kann er beim Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses eine Verlängerung der Bearbeitungsfrist beantragen. Im Einzelfall 
kann der Prüfungsausschuss die Bearbeitungsfrist um die Zeit der Verhinderung 
- jedoch höchstens um 3 Wochen - verlängern. Dauert die Verhinderung länger, 
so kann der Kandidat das Thema zurückgeben. Das Thema gilt dann als nicht 
ausgegeben. In diesem Fall beantragt der Kandidat unverzüglich - nach Beendi-
gung der Verhinderung - erneut die Ausgabe eines Themas für die Bachelor-
Arbeit. Wird nicht innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Verhinderung ein 
neues Thema beantragt, wird dem Kandidaten von StPA ein neues Thema zuge-
teilt. 

(7) Die Abschlussarbeit ist eine Prüfungsleistung, sie soll zeigen, dass der Kandidat 
in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Bearbeitungszeit ein Thema aus 
seinem Studienfach Politik- und Verwaltungswissenschaft nach wissenschaftli-
chen Grundsätzen und Methoden selbstständig zu bearbeiten. 

(8) Studierende, welche in der Vertiefungsrichtung Umfrageforschung zugelassen   
sind, müssen die Abschlussarbeit thematisch an diesem Schwerpunkt ausrich-
ten. Die Bewertung der Abschlussarbeit erfolgt durch zwei Prüfer. Mindestens 
ein Prüfer muss Inhaber einer Professur für Methoden am Fachbereich Politik- 
und Verwaltungswissenschaft sein.  

(9) Bei Abgabe der Abschlussarbeit hat der Kandidat schriftlich zu versichern, dass 
er die Arbeit selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen 
Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. Er hat bis zum Abschluss des Prüfungsver-
fahrens die Materialien verfügbar zu halten, welche die eigenständige Abfassung 
der Abschlussarbeit belegen können. 
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(10) Die Abschlussarbeit ist fristgerecht in drei gebundenen, maschinengeschriebe-
nen Exemplaren (Format DIN A4) sowie einmal in digitaler Form beim Zentralen 
Prüfungsamt abzuliefern. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

(11) Die Bewertung der Abschlussarbeit erfolgt durch zwei Prüfer der am Studienfach 
Politik- und Verwaltungswissenschaft beteiligten Fächer, von denen einer der 
Betreuer sein soll. Einer der Prüfer muss Professor sein und zum Zeitpunkt der 
Ausgabe des Themas dem Fachbereich Politik- und Verwaltungswissenschaft 
angehören. Zu Zweitprüfern der Abschlussarbeit können auch promovierte wis-
senschaftliche Mitarbeiter bestellt werden, die jedoch nicht in einem dienstlichen 
Abhängigkeitsverhältnis zum jeweiligen Erstprüfer stehen dürfen. 

(12) Die Prüfer legen binnen vier Wochen nach Abgabe der Abschlussarbeit ihre Be-
wertung in dreifacher Ausfertigung dem Zentralen Prüfungsamt vor. 

(13) Wird die Abschlussarbeit in einer der Bewertungen mit „nicht ausreichend" (5,0) 
beurteilt und ergibt die Durchschnittsnote 4,0 oder besser, so muss ein drittes 
Gutachten von einem vom Prüfungsausschuss zu bestimmenden Professor, 
Hochschul- oder Privatdozenten des Fachbereichs Politik- und Verwaltungswis-
senschaft eingeholt werden.  

(14) Die Bachelor-Arbeit ist angenommen, wenn der Drittgutachter sie mindestens als 
„ausreichend“ (4,0) bewertet. Die Note wird in diesem Fall auf „ausreichend“ 
(4,0) oder, falls dieser Wert niedriger ist, entsprechend dem arithmetischen Mittel 
der Noten der drei Gutachter festgelegt. Die Bachelor-Arbeit ist abgelehnt, wenn 
sie von zwei Gutachtern mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wird. 

 
 

§ 26 Bewertung der Bachelor-Prüfung, Bildung der Ge samtnote 

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn alle Prüfungsleistungen gem. §§ 20, 
24 und 25 bestanden sind. 

(2) Die Gesamtnote der einzelnen Module ergibt sich aus dem nach ECTS-Credits 
gewichteten Durchschnitt der Einzelnoten. Bei der Bildung der Noten wird nur die 
erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt. Alle weiteren Stellen wer-
den ohne Rundung gestrichen. 

(3) In die Gesamtnote, die gemäß § 14 Abs. 5 gebildet wird, gehen folgende, bis auf 
eine Stelle nach dem Komma gerundete Einzelnoten mit folgender Gewichtung 
ein: 

 
1. Die Note des Basismoduls 1         mit    5% 
2. Die Note des Basismoduls 2         mit  15% 
3. Die Note des Basismoduls 3         mit  10% 
4. Die Note des Basismoduls 4         mit    5% 
5. Die Note des Aufbaumoduls 5      mit  30% 
6. Die Note des Aufbaumoduls 6      mit  15% 
7. Die Abschlussarbeit gemäß § 25  mit  20% 

 
Auf Antrag kann, nach Abschluss des Basisstudiums (incl. Arbeitsaufenthalt) vom 
Prüfungssekretariat des Fachbereichs ein „Vorläufiger Gesamtnotendurchschnitt“ 
errechnet und in Form eines Dokuments ausgegeben werden. Die Berechnung 
des vorläufigen Gesamtnotendurchschnitts basiert auf den Angaben des § 26 
Absatz 2 und 3. Fehlen zur Bildung der Modulnoten der Module 5 und/oder 6 
Leistungsnachweise, wird unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen Noten 
eine vorläufige Modulnote gebildet, die zur Errechnung des vorläufigen Gesamt-
notendurchschnitts herangezogen wird. 
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§ 27 Zeugnis, Urkunde 

(1) Hat der Kandidat die Bachelor-Prüfung bestanden, so erhält er  ein Zeugnis. In 
diesem sind sämtliche Prüfungsleistungen der Bachelor-Prüfung mit den jeweili-
gen Einzelnoten sowie der Gesamtnote (mit einer Kommastelle) und das Thema 
der Abschlussarbeit aufgeführt. Auf Antrag wird eine Bescheinigung ausgestellt, 
die über den erreichten Rangplatz Auskunft gibt. 

(2) Studierende, welche den Bachelor-Studiengang Politik- und Verwaltungswissen-
schaft mit dem Vertiefungsbereich Umfrageforschung abschließen, erhalten den 
Titel „Bachelor of Arts in Politik- und Verwaltungswissenschaft/ Vertiefungsrich-
tung Umfrageforschung“. 

(3) Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird eine Urkunde ausgehändigt, mit der die Ver-
leihung des akademischen Bachelor-Grades beurkundet wird. Der akademische 
Grad darf erst nach Aushändigung der Urkunde geführt werden. 

(4) Auf Antrag wird eine englischsprachige Übersetzung des Zeugnisses und der 
Urkunde ausgestellt. In der englischen Übersetzung wird die Bezeichnung „Ba-
chelor of Arts in Political and Administrative Science“ verwendet. Studierende, 
welche den Bachelor-Studiengang Politik- und Verwaltungswissenschaft mit dem 
Vertiefungsbereich Umfrageforschung abschließen, erhalten den Titel „Bachelor 
of Arts in Political and Administrative Science with an Emphasis on Survey Re-
search Methods“. 

(5) Zeugnis und Urkunde werden vom Fachbereichssprecher des Fachbereichs Poli-
tik- und Verwaltungswissenschaft der Universität Konstanz und dem Vorsitzen-
den des Zentralen Prüfungsausschusses unterzeichnet. Als Datum ist der Tag 
anzugeben, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. 

(6) Jedem Zeugnis wird ein Diploma Supplement nach dem European Diploma 
Supplement Model beigefügt. 

 
D. Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen 

 

§ 28 Wiederholung von Prüfungen, Nichtbestehen der Gesamtprüfung 

(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können einmal wiederholt werden.  Die 
Wiederholungsprüfung ist zum nächstmöglichen Prüfungstermin abzulegen. Der 
Prüfungsanspruch erlischt bei Versäumnis der Frist, es sei denn, der Kandidat 
hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 

(2) Ist das Ergebnis einer Wiederholungsprüfung (ausgenommen die Prüfungsleis-
tungen der Orientierungsprüfung) wiederum „nicht ausreichend", so kann der 
Prüfungsausschuss den Kandidaten bei höchstens einer Prüfungsleistung des 
Basisstudiums (Module 1-4) und bei höchstens einer Prüfungsleistung des Ver-
tiefungsstudiums (Aufbaumodule 5 u. 6) ausnahmsweise zur Vermeidung einer 
unbilligen Härte zur zweiten Wiederholungsprüfung zulassen. Die Zulassung er-
folgt auf schriftlichen Antrag des Kandidaten, der die Gründe für eine unbillige 
Härte substantiiert darlegen muss. Der Antrag auf eine zweite Wiederholungs-
prüfung muss bis spätestens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Nichtbeste-
hens der ersten Wiederholungsprüfung gestellt werden. Liegt der Antrag nicht 
bis spätestens sechs Wochen nach Bekanntgabe des Nichtbestehens der ersten 
Wiederholungsprüfung vor, erlischt die Möglichkeit einer zweiten Wiederho-
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lungsprüfung, es sei denn, der Kandidat hat die Fristüberschreitung nicht zu ver-
treten. 

(3) Ist die Abschlussarbeit mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet, so wird dem Kan-
didaten auf seinen Antrag ein neues Thema gestellt. Die erneute Themenstel-
lung erfolgt in einem Zeitraum von längstens einem Monat nach der schriftlichen 
Mitteilung des Ergebnisses der ersten Abschlussarbeit durch das Zentrale Prü-
fungsamt. Wird der Antrag nicht innerhalb von einem Monat gestellt, erlischt der 
Prüfungsanspruch, es sei denn, der Kandidat hat die Fristüberschreitung nicht zu 
vertreten. 

(4) Eine Rückgabe des Themas in der in § 25 Absatz 5 genannten Frist ist nur zu-
lässig, wenn der Kandidat bei der Anfertigung seiner ersten Abschlussarbeit von 
dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht hat. Eine weitere Antragstellung ist 
ausgeschlossen. 

(5) Eine bestandene Prüfungsleistung kann nicht wiederholt werden. 

(6) Die gesamte Bachelor-Prüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn eine oder 
mehrere studienbegleitende Prüfungsleistungen oder die schriftliche Abschluss-
arbeit endgültig nicht bestanden sind. 

 
 

§ 29 Bescheinigung über Nichtbestehen der Gesamtprü fung 

(1) Hat ein Kandidat die Bachelor-Prüfung endgültig nicht bestanden, erteilt das 
Zentrale Prüfungsamt einen schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung zu versehen ist. 

(2)  Auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden Nachweise sowie der Exma-
trikulations-Bescheinigung wird vom Zentralen Prüfungsamt eine Bescheinigung 
ausgestellt, welche die bis dahin erbrachten Prüfungsleistungen und deren No-
ten sowie die für den entsprechenden Prüfungsabschnitt fehlenden Prüfungsleis-
tungen enthält und die erkennen lässt, dass die entsprechende Prüfung endgül-
tig nicht bestanden ist bzw. der Prüfungsanspruch erloschen ist. 

 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 30 Ungültigkeit 

(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach 
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nach-
träglich die Noten für diejenigen Prüfungsleistungen, bei deren Erbringen ge-
täuscht wurde, entsprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für 
nicht bestanden erklären. 

(2)  Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, oh-
ne dass der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst 
nach der Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch 
das Bestehen der Prüfung geheilt. Hat der Kandidat die Zulassung vorsätzlich zu 
Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues 
auszustellen. Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die Bachelor-
urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung aufgrund der Täuschungshandlung für 
nicht bestanden erklärt wird.  
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(5) Die Aberkennung des akademischen Grades richtet sich nach den gesetzlichen 
Vorschriften. 

 
§ 31 Rechtsmittel 

Der Kandidat kann gegen die Entscheidungen im Prüfungsverfahren, die einen Ver-
waltungsakt darstellen, Widerspruch erheben (§§ 68 ff. VwGO). Den Widerspruchs-
bescheid erlässt der Prorektor für Lehre der Universität Konstanz auf Vorschlag des 
Zentralen Prüfungsausschusses, der hierzu den Prüfungsausschuss für den BA Poli-
tik- und Verwaltungswissenschaft zu hören hat. 

 

§ 32 Einsicht in die Prüfungsakten 

Der Kandidat hat das Recht, nach Abschluss des Prüfungsverfahrens binnen Jahres-
frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsleistungen, in die darauf bezogenen Be-
wertungen der Prüfer und in die Prüfungsprotokolle zu nehmen. Das Prüfungsamt 
bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

 

§ 33 In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt zum 1. Oktober 2010 in Kraft. Sie gilt für Studieren-
de, die das Studium zum Studienjahr 2010/11 beginnen. Gleichzeitig tritt die bis-
herige Prüfungsordnung in der Fassung vom 10. Mai 2004 (Amtl. Bekm. Nr 
16/2004), zuletzt geändert am 07. April 2009 (Amtl. Bekm. Nr. 24/2009) außer 
Kraft.  

(2) Studierende, die nach der Prüfungsordnung vom 10. Mai 2004 (Amtl. Bekm. Nr 
16/2004), zuletzt geändert am 07. April 2009 (Amtl. Bekm. Nr. 24/2009), mit dem 
Bachelorstudium Politik- und Verwaltungswissenschaft begonnen haben, setzen 
das Studium nach der bislang geltenden Prüfungsordnung fort.  

 
 
 
 
Anhang  
 
 
 
 
Konstanz, 12. August 2010 
 

 
Prof. Dr. Ulrich Rüdiger 
- Rektor -  
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Anhang 1: Studienablaufplan für den BA-Studiengang Politik- und  
  Verwaltungswissenschaft 

 
Der Fachbereich empfiehlt den Studierenden den nachstehenden Studienablauf: 

 

 Modul 1 
Methodenlehre 
(16 cr)  

Modul 2 
Politikwissenschaft 
(40 cr) 

Modul 3 
Verwaltungswiss./ 
Management (24 cr) 

Modul 4a 
Wirtschaftspolitische 
Grundlagen (14 cr) 

ECTS 

Personal und Organisation 
6 cr 

 1. Sem. 
   (WS) 

Empirische  
Methoden 
8 cr 

Das politische Sys-
tem Deutschlands 
6 cr 
 

Einführung in die  
Verwaltungswissenschaft  
6 cr 

 26 cr 

Staats- und 
Demokratietheorie 
8 cr 
 
Analyse & Vergleich 
politischer Systeme 
6 cr 

2. Sem. 
   (SS) 

Statistik 
8 cr 

Proseminar 
(wahlw. im 1. od. 3. 
Sem.)  6 cr 

Strategie und Führung 
6 cr 
 

 
 
 
 
 

34 cr 

Einf. Policy-Analyse 
6 cr 

Einführung VWL 
8 cr 

3. Sem. 
   (WS) 

 

Internationale Politik 
und europäische 
Integration 
8 cr 

Proseminar 
(wahlw. im 1 od. 2. Sem.) 
6 cr Haushalt und  

Finanzen  
6 cr 
oder, wahlweise 
Öffentliches Recht∗  
6 cr 

34 cr 

 

4. Sem. 
   (SS) 

Arbeitsaufenthalt 30 cr 

 

 Modul 5 
Politikwiss./ Verw.wiss. 
(24 cr) 

Modul 6a 
Wahlpflichtbereich 
(18 cr) 

Abschlussmodul 
(14 cr) 

 

Wahlpflichtveranstaltung 
6 cr 

Vertiefungsseminar aus dem 
Bereich Internationale und ver-
gleichende Politik 
6 cr 
 

Wahlpflichtveranstaltung 
6 cr 

5. Sem. 
   (WS) 

Vertiefungsseminar aus dem 
Bereich Verwaltungswissenschaft 
und Management 
6 cr 

Wahlpflichtveranstaltung 
6 cr 

 30 cr 

Vertiefungsseminar aus dem 
Bereich Policy-Analyse & Politi-
sche Organisationen 
6 cr  

6. Sem. 
   (SS) 

Vertiefungsseminar  
(wahlweise aus einem der drei 
Anwendungsbereichen des  
Modul 5) 
6 cr 

 BA-Kolloquium 
2 cr 
 
BA-Arbeit 
12 cr 

  
26 cr  

 

                                                           
∗ Die nichtgewählte Vorlesung kann in Modul 6 als Wahlpflichtveranstaltung gewählt werden. 
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Anhang 2: Studienablaufplan für den BA-Studiengang Politik- und  
Verwaltungswissenschaft/ Vertiefungsrichtung Umfrag eforschung 

 
Der Fachbereich empfiehlt den Studierenden den nachstehenden Studienablauf: 

 
 Modul 1 

Methodenlehre 
(16 cr)  

Modul 2 
Politikwissenschaft 
(40 cr) 

Modul 3 
Verwaltungswiss./ 
Management (24 cr)  

Modul 4b 
Grundlagen der Umfra-
geforschung (14 cr) 

ECTS 

Personal und  
Organisation 
6 cr 

 1. Sem. 
   (WS) 

Empirische  
Methoden 
8 cr 

Das politische Sys-
tem Deutschlands 
6 cr 
 

Einführung in die 
Verwaltungswissen-
schaft  
6 cr 

 26 cr 

Staats- und 
Demokratietheorie 
8 cr 

2. Sem. 
   (SS) 

Statistik 
8 cr 

Analyse & Vergleich 
politischer Systeme 
6 cr 

Strategie und 
Führung 
6 cr 
 

Einführung in die Mess- 
und Testtheorie in den 
Sozialwissenschaften  
6 cr 

34 cr 

Einf. Policy-Analyse 
6 cr 
 
Internationale Politik 
und Europäische 
Integration 8 cr 

3. Sem. 
   (WS) 

 

Proseminar 
(wahlw. im 1 od. 3. 
Sem.)  6 cr 

Proseminar 
(wahlw. im 1 od. 2. 
Sem.) 
6 cr 

Stichprobentheorie mit 
Übung 
6 +2 cr 
 

34 cr 

 
4. Sem. 
   (SS) 

Arbeitsaufenthalt 30 cr 

 
 Modul 5 

Politikwiss./ Verw.wiss. 
(24 cr) 

Modul 6b 
Vertiefung Umfrageforschung 
(18 cr) 

Abschlussmodul 
(14 cr) 

 

Vertiefungsseminar aus dem 
Bereich Internationale und 
 vergleichende Politik 
6 cr 

Vertiefungsseminar  
Umfrageforschung 
6 cr 
 

Vertiefungsseminar aus dem 
Bereich Management und  
Verwaltungswissenschaft 
6 cr 

5. Sem. 
   (WS) 

Vertiefungsseminar aus dem 
Bereich Policy-Analyse &  
Politische Organisationen 
6 cr 

Vertiefungsseminar  
Umfrageforschung 
6 cr 
 

 30 cr 

6. Sem. 
   (SS) 

Vertiefungsseminar  
(wahlweise aus einem der drei 
Anwendungsbereichen des  
Modul 5) 
6 cr 

Vertiefungsseminar  
Umfrageforschung 
6 cr 
 

BA-Kolloquium 
2 cr 
 
BA-Arbeit 
12 cr 

  
26 cr 

 
 
  
 
 


